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(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

VERORDNUNG (EU) Nr. 1227/2011 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 25. Oktober 2011 

über die Integrität und Transparenz des Energiegroßhandelsmarkts 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄI­
SCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 194 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die na­
tionalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial­
ausschusses ( 1 ), 

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 2 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es muss gewährleistet werden, dass Verbraucher und an­
dere Marktteilnehmer Vertrauen in die Integrität der 
Strom- und Gasmärkte haben können, dass die auf den 
Energiegroßhandelsmärkten gebildeten Preise ein faires 
und auf Wettbewerb beruhendes Zusammenspiel zwi­
schen Angebot und Nachfrage widerspiegeln und dass 
aus dem Marktmissbrauch keine unrechtmäßigen Ge­
winne gezogen werden können. 

(2) Der Zweck von stärker integrierten und transparenteren 
Energiemärkten sollte darin liegen, einen offenen und 
fairen Wettbewerb auf den Energiegroßhandelsmärkten 
zum Nutzen der Endverbraucher von Energie zu fördern. 

(3) Der Ausschuss der europäischen Wertpapierregulierungs­
behörden und die Gruppe der europäischen Regulie­
rungsbehörden für Elektrizität und Erdgas haben in ihrem 

Gutachten bestätigt, dass der Geltungsbereich der beste­
henden Rechtsvorschriften möglicherweise nicht in an­
gemessener Weise auf Fragen der Integrität auf den 
Strom- und Gasmärkten abstellt, und dazu geraten, einen 
geeigneten Rechtsrahmen für den Energiesektor ins Auge 
zu fassen, mit dem Marktmissbrauch verhindert wird und 
in den sektorspezifische Bedingungen aufgenommen wer­
den, die durch andere Richtlinien und Verordnungen 
nicht abgedeckt sind. 

(4) Die Energiegroßhandelsmärkte sind zunehmend unions­
weit miteinander verflochten. Marktmissbrauch in einem 
Mitgliedstaat wirkt sich oft über die nationalen Grenzen 
hinweg sowohl auf die Strom- und Erdgasgroßhandels­
preise als auch auf die von den Verbrauchern und den 
Kleinstunternehmen zu zahlenden Endkundenpreise aus. 
Daher kann die Sorge um die Gewährleistung der Markt­
integrität nicht nur eine Angelegenheit einzelner Mitglied­
staaten sein. Eine strenge grenzübergreifende Marktüber­
wachung ist von entscheidender Bedeutung für die Voll­
endung eines voll funktionsfähigen, als Verbund organi­
sierten und integrierten Energiebinnenmarkts. 

(5) Die Energiegroßhandelsmärkte umfassen sowohl Waren­
märkte als auch Derivatemärkte, die von wesentlicher 
Bedeutung für den Energie- und den Finanzmarkt sind, 
wobei es bei der Preisbildung Querverbindungen zwi­
schen beiden Sektoren gibt. Dazu gehören unter anderem 
geregelte Märkte, multilaterale Handelssysteme und au­
ßerbörsliche Transaktionen (OTC) und bilaterale Verträge, 
die direkt oder über Broker abgewickelt werden. 

(6) Bislang waren die Marktüberwachungspraktiken mitglied­
staats- und sektorspezifisch. In Abhängigkeit von dem 
allgemeinen Marktrahmen und der Regulierungssituation 
kann dies dazu führen, dass Handelsaktivitäten vielen 
Zuständigkeitsbereichen unterliegen und eine Über­
wachung durch mehrere verschiedene Behörden erfolgt, 
die sich unter Umständen in verschiedenen Mitgliedstaa­
ten befinden. Dies kann zu Unklarheiten hinsichtlich der 
Frage, wo die Verantwortung liegt, führen und sogar 
dazu, dass keine derartige Überwachung gegeben ist.
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(7) Verhaltensweisen, die die Integrität des Energiemarkts un­
tergraben, sind derzeit auf einigen der wichtigsten Ener­
giemärkte nicht eindeutig verboten. Um die Endverbrau­
cher zu schützen und für die europäischen Bürger er­
schwingliche Energiepreise zu gewährleisten, ist es unbe­
dingt notwendig, solche Verhaltensweisen zu verbieten. 

(8) Auf Energiegroßhandelsmärkten werden der Derivatehan­
del, der physisch oder finanziell abgewickelt werden 
kann, und der Warenhandel zusammen verwendet. Daher 
ist es wichtig, dass die Definitionen des Insider-Handels 
und der Marktmanipulation, die Marktmissbrauch darstel­
len, sowohl mit dem Derivatemarkt als auch mit dem 
Warenmarkt kompatibel sind. Diese Verordnung sollte 
prinzipiell für alle getätigten Transaktionen gelten, jedoch 
gleichzeitig den spezifischen Merkmalen der Energiegroß­
handelsmärkte Rechnung tragen. 

(9) Einzelhandelsverträge, in denen die Lieferung von Strom 
oder Erdgas an die Endverbraucher geregelt ist, sind nicht 
in gleicher Weise Marktmanipulationen ausgesetzt wie 
Großhandelsverträge, die ohne Schwierigkeiten ge- und 
verkauft werden können. Dennoch können Energiever­
brauchsentscheidungen der größten Energienutzer die 
Preise auf den Großhandelsmärkten beeinflussen, was 
sich über nationale Grenzen hinweg auswirkt. Daher ist 
es sinnvoll, die Lieferverträge solcher Großnutzer zu prü­
fen, um die Integrität der Großhandelsmärkte zu gewähr­
leisten. 

(10) Unter Berücksichtigung der Ergebnisse der in der Mittei­
lung der Kommission vom 21. Dezember 2010 mit dem 
Titel „Verstärkte Marktaufsicht für das EU-Emissionshan­
delssystem“ vorgesehenen Analyse sollte die Kommission 
die Möglichkeit prüfen, einen Legislativvorschlag vorzule­
gen, mit dem die ermittelten Mängel in Bezug auf die 
Transparenz, Integrität und Aufsicht des europäischen 
CO 2 -Marktes innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
behoben werden können. 

(11) In der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über die 
Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden 
Stromhandel ( 1 ) und der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 
2009 über die Bedingungen für den Zugang zu den Erd­
gasfernleitungsnetzen ( 2 ) wird anerkannt, dass ein gleicher 
Zugang zu Informationen über den physischen Zustand 
und die Effizienz des Netzes erforderlich ist, damit alle 
Marktteilnehmer die gesamte Angebots- und Nachfrage­
situation bewerten und die Gründe für Schwankungen 
des Großhandelspreises nachvollziehen können. 

(12) Die Nutzung und die versuchte Nutzung von Insider-In­
formationen für den Handel für eigene oder für fremde 
Rechnung sollten eindeutig verboten werden. Die Nut­
zung von Insider-Informationen kann auch dann vorlie­
gen, wenn Personen, die wissen oder wissen müssten, 

dass die Informationen, über die sie verfügen, Insider- 
Informationen sind, mit Energiegroßhandelsprodukten 
handeln. Informationen, die die eigenen Pläne des Markt­
teilnehmers und seine Handelsstrategien betreffen, sollten 
nicht als Insider-Informationen gelten. Informationen, die 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 oder der Ver­
ordnung (EG) Nr. 715/2009, einschließlich der nach die­
sen Verordnungen zu verabschiedenden Leitlinien und 
Netzkodizes, öffentlich bekannt zu machen sind, können 
den Marktteilnehmern beim Abschluss von Transaktio­
nen für Energiegroßhandelsprodukte als Entscheidungs­
grundlage dienen, wenn es sich um preissensible Infor­
mationen handelt, und können daher bis zum Zeitpunkt 
ihrer Veröffentlichung als Insider-Informationen gelten. 

(13) Eine Manipulation auf den Energiegroßhandelsmärkten 
bedeutet, dass Maßnahmen von Personen getroffen wer­
den, mit denen künstlich für ein Preisniveau gesorgt wird, 
das durch die Marktkräfte von Angebot und Nachfrage, 
einschließlich tatsächlicher Verfügbarkeit der Produkti­
ons-, Speicherungs- oder Transportkapazität und -nach­
frage, nicht gerechtfertigt ist. Zu Marktmanipulationen 
zählen die Erteilung oder Zurückziehung falscher Auf­
träge; die Verbreitung falscher oder irreführender Infor­
mationen oder Gerüchten über die Medien einschließlich 
Internet oder auf anderem Wege; die vorsätzliche Über­
mittlung falscher Informationen an Unternehmen, die 
Preisbewertungen oder Marktberichte enthalten, mit der 
Folge, dass Marktteilnehmer, die aufgrund dieser Bewer­
tungen und Berichte tätig werden, irregeführt werden; 
und das vorsätzliche Erwecken des Anscheins, dass die 
verfügbare Stromerzeugungskapazität oder die verfügbare 
Erdgaskapazität oder die verfügbare Transportkapazität 
eine andere als die tatsächlich technisch verfügbare Ka­
pazität ist, wenn solche Informationen die Preise für 
Großhandelsenergieprodukte beeinflussen oder wahr­
scheinlich beeinflussen werden. Die Marktmanipulationen 
und ihre Auswirkungen können über Grenzen hinweg, 
zwischen Strom- und Gasmärkten und auf Finanz- und 
Warenmärkten einschließlich der Märkte für Emissions­
zertifikate auftreten. 

(14) Marktmanipulationen und Versuche der Marktmanipula­
tion liegen z. B. dann vor, wenn sich eine Person oder 
mehrere in Absprache handelnde Personen eine bestim­
mende Stellung in Bezug auf das Angebot eines Energie­
großhandelsprodukts oder die Nachfrage danach sichern 
mit der Folge oder der möglichen Folge einer direkten 
oder indirekten Festsetzung des Preises oder anderer un­
lauterer Handelsbedingungen, oder wenn Energiegroß­
handelsprodukte mit dem Ziel, der Absicht oder der 
Folge angeboten, gekauft oder verkauft werden, dass 
Marktteilnehmer, die aufgrund des Referenzpreises tätig 
werden, irregeführt werden. Die zulässige Marktpraxis, 
die z. B. im Bereich der Finanzdienstleistungen gilt und 
in Artikel 1 Absatz 5 der Richtlinie 2003/6/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 
2003 über Insider-Geschäfte und Marktmanipulation 
(Marktmissbrauch) ( 3 ) definiert ist, und die gegebenenfalls 
angepasst werden muss, falls diese Richtlinie geändert 
wird, kann ein legitimes Mittel für Marktteilnehmer sein, 
um sich einen günstigen Preis für ein Energiegroßhan­
delsprodukt zu sichern.
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(15) Die Verbreitung von Insider-Informationen über ein Ener­
giegroßhandelsprodukt durch Journalisten, die in Aus­
übung ihres Berufes handeln, sollte unter Berücksichti­
gung der für ihren Berufsstand geltenden Regeln und 
der für die Pressefreiheit geltenden Vorschriften beurteilt 
werde, es sei denn, dass diese Personen aus der Verbrei­
tung der betreffenden Informationen direkt oder indirekt 
einen Nutzen ziehen oder Gewinne schöpfen oder diese 
Verbreitung mit der Absicht erfolgt, den Markt in Bezug 
auf das Angebot von Energiegroßhandelsprodukten, die 
Nachfrage danach oder ihren Preis irrezuführen. 

(16) Da sich die Finanzmärkte weiterentwickeln, werden die 
auf diese Märkte anwendbaren Konzepte des Marktmiss­
brauchs entsprechend angepasst werden. Zur Gewährleis­
tung der notwendigen Flexibilität bei der Reaktion auf 
diese Entwicklungen sollte daher der Kommission gemäß 
Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Euro­
päischen Union die Befugnis übertragen werden, Rechts­
akte in Bezug auf die technische Aktualisierung der Be­
griffsbestimmungen von Insider-Informationen und 
Marktmanipulation zu erlassen, damit die Kohärenz mit 
anderen einschlägigen Vorschriften der Union in den Be­
reichen Finanzdienstleistungen und Energie sichergestellt 
wird. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommis­
sion im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene 
Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständi­
gen, durchführt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung 
delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewährleis­
ten, dass die einschlägigen Dokumente dem Europäischen 
Parlament und dem Rat gleichzeitig, rechtzeitig und auf 
angemessene Weise übermittelt werden. 

(17) Eine effiziente Marktüberwachung auf Unionsebene ist 
von entscheidender Bedeutung, um Marktmissbrauch 
auf den Energiegroßhandelsmärkten aufzudecken und da­
von abzuschrecken. Die durch die Verordnung (EG) 
Nr. 713/2009 des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) gegründete Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden (im Folgenden „Agentur“) 
ist am besten in der Lage, eine solche Überwachung zu 
leisten, da sie sowohl über einen unionsweiten Überblick 
über die Strom- und Gasmärkte als auch über die erfor­
derliche Sachkompetenz hinsichtlich des Funktionierens 
der Strom- und Gasmärkte und -systeme in der Union 
verfügt. Da die nationalen Regulierungsbehörden ein um­
fassendes Verständnis der Entwicklungen auf den Ener­
giemärkten in ihrem jeweiligen Mitgliedstaat mitbringen, 
sollten sie eine wichtige Rolle bei der Gewährleistung 
einer effizienten Marktüberwachung auf nationaler Ebene 
spielen. Zur Gewährleistung der ordnungsgemäßen Über­
wachung und Transparenz der Energiemärkte ist eine 
enge Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen der 
Agentur und den nationalen Behörden notwendig. Die 
Erfassung von Daten durch die Agentur berührt in keiner 
Weise das Recht der nationalen Behörden, im nationalen 
Interesse zusätzliche Daten zu erfassen. 

(18) Die effiziente Marktüberwachung setzt einen regelmäßi­
gen und rechtzeitigen Zugang zu den Transaktionsauf­
zeichnungen sowie den Zugriff auf strukturelle Informa­
tionen über die Kapazität und Auslastung der Anlagen 

zur Erzeugung und Speicherung, zum Verbrauch oder 
zur Übertragung/Fernleitung von Strom oder Erdgas vo­
raus. Daher sollten Marktteilnehmer, einschließlich Über­
tragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber, Lieferanten, Händler, 
Erzeuger, Broker und Großnutzer, die mit Energiegroß­
handelsprodukten handeln, dazu verpflichtet werden, der 
Agentur diese Informationen zu übermitteln. Die Agentur 
kann ihrerseits enge Verbindungen mit den wesentlichen 
organisierten Handelsplätzen aufbauen. 

(19) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die 
Durchführung der Vorschriften zur Datenerhebung soll­
ten der Kommission Durchführungsbefugnisse übertragen 
werden. Diese Befugnisse sollten gemäß der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemei­
nen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitglied­
staaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse 
durch die Kommission kontrollieren ( 2 ), wahrgenommen 
werden. Die Meldepflichten sollten auf ein Mindestmaß 
beschränkt werden und dürfen nicht zu unnötigen Kos­
ten und unnötigem Verwaltungsaufwand für die Markt­
teilnehmer führen. Die einheitlichen Vorschriften über die 
zu meldenden Informationen sollten daher einer vorheri­
gen Kosten-Nutzen-Analyse unterzogen werden, sollten 
doppelte Meldungen verhindern und sollten die in ande­
ren einschlägigen Vorschriften festgelegten Rahmen für 
die Meldepflicht berücksichtigen. Außerdem sollten 
nach Möglichkeit die angeforderten Informationen ganz 
oder teilweise von anderen Personen und mithilfe beste­
hender Quellen erfasst werden. Ist ein Marktteilnehmer 
oder ein Dritter in dessen Namen, ein Meldesystem, ein 
organisierter Markt, ein System zur Zusammenführung 
von Kaufs- und Verkaufsaufträgen („trade matching sys­
tem“) oder eine andere Person, die beruflich Transaktio­
nen arrangiert gemäß der Richtlinie 2004/39/EG des Eu­
ropäischen Parlaments und des Rates vom 21. April 
2004 über Märkte für Finanzinstrumente ( 3 ) oder der 
anwendbaren Rechtsvorschriften der Union im Bereich 
von Transaktionen mit Derivaten, zentrale Gegenparteien 
und Transaktionsregister seinen/ihren Meldepflichten 
nachgekommen, so sollten auch seine/ihre Meldepflichten 
aufgrund dieser Verordnung als erfüllt gelten, allerdings 
nur insoweit, als alle aufgrund dieser Verordnung erfor­
derlichen Informationen übermittelt wurden. 

(20) Es ist wichtig, dass die Kommission und die Agentur bei 
der Umsetzung dieser Verordnung eng zusammenarbei­
ten und die europäischen Netze der Übertragungs- bzw. 
Fernleitungsnetzbetreiber im Bereich Elektrizität und Gas 
und die durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) errichtete Eu­
ropäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde 
(ESMA), die nationalen Regulierungsbehörden, die zu­
ständigen Finanzbehörden und andere Behörden in den 
Mitgliedstaaten wie die nationalen Wettbewerbsbehörden 
sowie betroffene Akteure wie organisierte Handelsplätze 
(z. B. Energiebörsen) und Marktteilnehmer angemessen 
konsultieren.
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(21) Ein europäisches Verzeichnis der Marktteilnehmer, das 
auf nationalen Verzeichnissen beruht, sollte eingerichtet 
werden, um die Transparenz und Integrität der Energie­
großhandelsmärkte insgesamt zu verbessern. Ein Jahr 
nach Einrichtung dieses Verzeichnisses sollte die Kom­
mission in Zusammenarbeit mit der Agentur auf der 
Grundlage der ihr durch die Agentur übermittelten Be­
richte und mit den nationalen Regulierungsbehörden die 
Funktionsweise und die Nützlichkeit des Europäischen 
Verzeichnisses der Marktteilnehmer bewerten. Falls es 
aufgrund dieser Bewertung als zweckmäßig erachtet wird, 
sollte die Kommission die Einführung weiterer Instru­
mente in Betracht ziehen, um die Transparenz und In­
tegrität der Energiegroßhandelsmärkte insgesamt zu ver­
bessern und für unionsweit gleiche Wettbewerbsbedin­
gungen für Marktteilnehmer zu sorgen. 

(22) Um die effiziente Überwachung aller Aspekte des Han­
dels mit Energiegroßhandelsprodukten zu erleichtern, 
sollte die Agentur Mechanismen festlegen, damit andere 
relevante Behörden Zugang zu den von ihr erhaltenen 
Informationen über Transaktionen auf den Energiegroß­
handelsmärkten bekommen, insbesondere ESMA, die na­
tionalen Regulierungsbehörden, die zuständigen Finanz­
behörden der Mitgliedstaaten, die nationalen Wett­
bewerbsbehörden und sonstige relevante Behörden. 

(23) Die Agentur sollte die betriebstechnische Sicherheit der 
von ihr erhaltenen Daten und deren Schutz gewährleis­
ten, den nicht autorisierten Zugang zu den von der 
Agentur aufbewahrten Informationen verhindern und 
Verfahren festlegen, um sicherzustellen, dass die von ihr 
erhobenen Daten nicht von Personen mit autorisiertem 
Zugang zu diesen Daten missbräuchlich verwendet wer­
den. Die Agentur sollte ferner ermitteln, ob die Behörden, 
die Zugang zu den bei der Agentur vorhandenen Daten 
haben, in der Lage sind, ein ebenso hohes Sicherheits­
niveau aufrecht zu halten, und dass sie an entsprechende 
Vertraulichkeitsregelungen gebunden sind. Die Betriebs­
sicherheit der für die Verarbeitung und Übermittlung 
von Informationen eingesetzten IT-Systeme muss daher 
auch sichergestellt werden. Bezüglich der Einrichtung ei­
nes IT-Systems, das ein höchstmögliches Niveau an Da­
tensicherheit garantiert, sollte die Agentur ermutigt wer­
den, eng mit der Europäischen Agentur für Netz- und 
Informationssicherheit (ENISA) zusammenzuarbeiten. 
Diese Regelungen sollten auch für andere Behörden gel­
ten, die für Zwecke dieser Verordnung das Recht auf 
Zugang zu den Daten haben. 

(24) Diese Richtlinie achtet die Grundrechte und hält die 
Grundsätze ein, die insbesondere mit der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, wie in Artikel 6 
des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union dargelegt, und durch die verfassungsrechtlichen 
Traditionen in den Mitgliedstaaten anerkannt wurden, 
und die in Einklang mit dem Recht auf Meinungs- und 
Informationsfreiheit, das in Artikel 11 dieser Charta ver­
ankert ist, angewandt werden sollen. 

(25) Falls Informationen in handels- oder sicherheitsrelevanter 
Hinsicht nicht oder nicht mehr sensibel sind, sollte die 
Agentur in der Lage sein, diese den Marktteilnehmern 

und einer breiteren Öffentlichkeit zur Verfügung zu stel­
len, um zu einer besseren Marktkenntnis beizutragen. 
Eine solche Transparenz wird dazu beitragen, Vertrauen 
in den Markt aufzubauen, und das Wissen über das Funk­
tionieren von Energiegroßhandelsmärkten fördern. Die 
Agentur sollte Regelungen einführen und öffentlich be­
kannt machen, nach denen diese Informationen in fairer 
und transparenter Weise zugänglich gemacht werden. 

(26) Die nationalen Regulierungsbehörden sollten für die 
Durchsetzung dieser Verordnung in den Mitgliedstaaten 
verantwortlich sein. Zu diesem Zweck sollten sie über die 
notwendigen Untersuchungsbefugnisse verfügen, um 
diese Aufgabe effizient ausführen zu können. Diese Be­
fugnisse sollten in Einklang mit den nationalen Vorschrif­
ten ausgeübt werden und können einer angemessenen 
Kontrolle unterliegen. 

(27) Die Agentur sollte sicherstellen, dass diese Verordnung in 
der gesamten Union koordiniert und in Übereinstim­
mung mit der Anwendung der Richtlinie 2003/6/EG an­
gewendet wird. Hierfür sollte die Agentur gegebenenfalls 
unverbindliche Leitlinien zur Anwendung der in dieser 
Verordnung aufgeführten Begriffsbestimmungen ver­
öffentlichen. Diese Leitlinien sollten sich u. a. mit dem 
Thema der zulässigen Marktpraxis befassen. Da Markt­
missbrauch auf Energiegroßhandelsmärkten häufig mehr 
als einen Mitgliedstaat betrifft, sollte die Agentur außer­
dem bei der Gewährleistung einer effizienten und kohä­
renten Durchführung von Untersuchungen eine wichtige 
Rolle spielen. Um dies zu erreichen, sollte die Agentur in 
der Lage sein, Zusammenarbeit zu verlangen und die 
Arbeit von Untersuchungsgruppen zu koordinieren, die 
sich aus Vertretern der betroffenen nationalen Regulie­
rungsbehörden und ggf. anderer Behörden, einschließlich 
der nationalen Wettbewerbsbehörden, zusammensetzen. 

(28) Die Agentur sollte mit entsprechenden finanziellen Mit­
teln und Humanressourcen ausgestattet werden, damit sie 
die im Rahmen dieser Verordnung zugewiesenen zusätz­
lichen Aufgaben angemessen erfüllen kann. Zu diesem 
Zweck sollten bei dem in den Artikeln 23 und 24 der 
Verordnung (EG) Nr. 713/2009 vorgesehenen Verfahren 
für die Aufstellung, Ausführung und Kontrolle ihres 
Haushaltsplans diese Aufgaben gebührend berücksichtigt 
werden. Die Haushaltsbehörde sollte Sorge dafür tragen, 
dass die höchsten Effizienznormen erfüllt werden. 

(29) Die nationalen Regulierungsbehörden, die zuständigen 
Finanzbehörden der Mitgliedstaaten und ggf. die nationa­
len Wettbewerbsbehörden sollten zusammenarbeiten, um 
eine koordinierte Vorgehensweise bei der Bekämpfung 
von Marktmissbrauch auf den Energiegroßhandelsmärk­
ten, die sowohl Warenmärkte als auch Derivatemärkte 
umfassen, sicherzustellen. Diese Zusammenarbeit sollte 
den Austausch von Informationen über verdächtige 
Handlungen umfassen, die möglicherweise einen Verstoß 
gegen diese Verordnung, die Richtlinie 2003/6/EG oder 
das Wettbewerbsrecht darstellen und auf den Energie­
großhandelsmärkten vorgenommen werden oder wurden. 
Außerdem sollte diese Zusammenarbeit einen Beitrag zu 
einem kohärenten und einheitlichen Ansatz bei den Un­
tersuchungen und Gerichtsverfahren leisten.
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(30) Wichtig ist, dass die Geheimhaltungspflicht für jene gilt, 
die vertrauliche Informationen gemäß dieser Verordnung 
erhalten. Die Agentur, die nationalen Regulierungsbehör­
den, die zuständigen Finanzbehörden der Mitgliedstaaten 
und die nationalen Wettbewerbsbehörden sollten die Ver­
traulichkeit, die Integrität und den Schutz der bei ihnen 
eingehenden Informationen sicherstellen. 

(31) Es ist wichtig, dass die Sanktionen bei Verstößen gegen 
diese Verordnung verhältnismäßig, wirksam und abschre­
ckend sind und der Schwere der Verstöße, dem Schaden 
für die Verbraucher sowie den potenziellen Gewinnen 
infolge des Handels aufgrund von Insider-Informationen 
und Marktmanipulation Rechnung tragen. Die Anwen­
dung dieser Sanktionen sollte in Einklang mit den na­
tionalen Vorschriften erfolgen. In Anbetracht der Wech­
selwirkungen zwischen dem Handel mit Strom- und Erd­
gasderivaten und dem Handel mit echtem Strom und 
Erdgas sollten die Sanktionen für Verstöße gegen diese 
Verordnung mit den von den Mitgliedstaaten im Rahmen 
der Durchführung der Richtlinie 2003/6/EG verabschie­
deten Sanktionen in Einklang stehen. Unter Berücksichti­
gung der Konsultation zu der Mitteilung der Kommission 
vom 12. Dezember 2010 mit dem Titel „Stärkung der 
Sanktionsregelungen im Finanzdienstleistungssektor“ 
sollte die Kommission erwägen, Vorschläge für die Har­
monisierung der Mindeststandards für die Sanktionssys­
teme der Mitgliedstaaten innerhalb eines angemessenen 
Zeitraums vorzulegen. Diese Verordnung berührt weder 
die nationalen Rechtsvorschriften über das Beweismaß 
noch die Verpflichtung der nationalen Regulierungs­
behörden und Gerichte der Mitgliedstaaten, zur Aufklä­
rung rechtserheblicher Sachverhalte beizutragen, sofern 
diese Rechtsvorschriften und Anforderungen im Einklang 
mit den allgemeinen Grundsätzen des Unionsrechts ste­
hen. 

(32) Da das Ziel dieser Verordnung, nämlich die Schaffung 
eines harmonisierten Rahmens zur Gewährleistung der 
Transparenz und Integrität des Energiegroßhandels­
markts, auf der Ebene der Mitgliedstaaten nicht ausrei­
chend verwirklicht werden kann und daher besser auf 
Unionsebene zu erreichen ist, kann die Union Maßnah­
men nach dem in Artikel 5 des Vertrags über die Euro­
päische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip beschlie­
ßen. Entsprechend dem im selben Artikel genannten Ver­
hältnismäßigkeitsprinzip geht diese Verordnung nicht 
über das für die Erreichung dieses Ziels erforderliche 
Maß hinaus — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand, Geltungsbereich und Verhältnis zu anderen 
Rechtsvorschriften der Union 

(1) In dieser Verordnung werden Regeln für das Verbot miss­
bräuchlicher Praktiken, die die Energiegroßhandelsmärkten be­
einträchtigen, festgelegt, die mit den für Finanzmärkte geltenden 
Regeln und mit dem ordnungsgemäßen Funktionieren dieser 
Energiegroßhandelsmärkte kohärent sind, wobei sie den beson­
deren Merkmalen dieser Märkte Rechnung tragen. Sie sieht die 
Überwachung der Energiegroßhandelsmärkte durch die Agentur 

für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden („die 
Agentur“) in enger Abstimmung mit den nationalen Regulie­
rungsbehörden und unter Berücksichtigung der Wechselwirkun­
gen zwischen dem Emissionshandelssystem und den Energie­
großhandelsmärkten vor. 

(2) Die Verordnung gilt für den Handel mit Energiegroßhan­
delsprodukten. Artikel 3 und Artikel 5 dieser Verordnung gelten 
nicht für Energiegroßhandelsprodukte, die Finanzinstrumente 
sind und für die Artikel 9 der Richtlinie 2003/6/EG gilt. Die 
Richtlinien 2003/6/EG und 2004/39/EG sowie die Anwendung 
des europäischen Wettbewerbsrechts auf die von dieser Verord­
nung erfassten Praktiken werden durch diese Verordnung nicht 
berührt. 

(3) Die Agentur, die nationalen Regulierungsbehörden, die 
ESMA, die zuständigen Finanzbehörden der Mitgliedstaaten 
und gegebenenfalls die nationalen Wettbewerbsbehörden arbei­
ten zusammen, um sicherzustellen, dass eine koordinierte Vor­
gehensweise bei der Durchsetzung der relevanten Rechtsvor­
schriften verfolgt wird, wenn Maßnahmen ein oder mehrere 
Finanzinstrumente, für die Artikel 9 der Richtlinie 2003/6/EG 
gilt, und auch ein oder mehrere Energiegroßhandelsprodukte, 
für die die Artikel 3, 4 und 5 dieser Verordnung gelten, betref­
fen. 

(4) Der Verwaltungsrat der Agentur stellt sicher, dass die 
Agentur die ihr im Rahmen dieser Verordnung zugewiesenen 
Aufgaben in Einklang mit dieser Verordnung und der Verord­
nung (EG) Nr. 713/2009 ausführt. 

(5) Der Direktor der Agentur konsultiert den Regulierungsrat 
der Agentur bei allen Aspekten der Umsetzung dieser Verord­
nung und berücksichtigt gebührend dessen Ratschläge und Stel­
lungnahmen. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung gelten die folgenden Begriffs­
bestimmungen: 

1. „Insider-Information“ ist eine nicht öffentlich bekannte prä­
zise Information, die direkt oder indirekt ein oder mehrere 
Energiegroßhandelsprodukte betrifft und die, wenn sie öf­
fentlich bekannt würde, die Preise dieser Energiegroßhan­
delsprodukte wahrscheinlich erheblich beeinflussen würde. 

Für die Anwendung dieser Begriffsbestimmung ist „Infor­
mation“, 

a) eine Information, die gemäß den Verordnungen (EG) 
Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009 öffentlich be­
kannt zu machen ist, einschließlich der nach diesen Ver­
ordnungen zu verabschiedenden Leitlinien und Netzko­
dizes; 

b) eine Information, die die Kapazität und die Nutzung von 
Anlagen zur Erzeugung und Speicherung, zum Ver­
brauch oder zur Übertragung/Fernleitung von Strom 
oder Erdgas bzw. die Kapazität und die Auslastung 
von Flüssiggasanlagen, einschließlich der geplanten 
oder ungeplanten Nichtverfügbarkeit dieser Anlagen, be­
trifft;
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c) eine Information, die aufgrund von Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften auf Unionsebene oder nationaler 
Ebene, Marktvorschriften, Verträgen oder Gebräuchen 
auf dem relevanten Energiegroßhandelsmarkt bekannt 
gegeben werden muss, soweit sie die Preise von Ener­
giegroßhandelsprodukten erheblich beeinflussen könnte, 
und 

d) eine andere Information, die ein vernünftiger Marktteil­
nehmer wahrscheinlich als Teil seiner Entscheidungs­
grundlage für den Abschluss einer Transaktion oder 
das Erteilen eines Handelsauftrags im Zusammenhang 
mit einem Energiegroßhandelsprodukt nutzen würde. 

Eine Information ist dann als präzise anzusehen, wenn 
damit eine Reihe von Umständen gemeint ist, die bereits 
existieren oder bei denen man mit hinreichender Wahr­
scheinlichkeit davon ausgehen kann, dass sie in Zukunft 
existieren werden, oder ein Ereignis, das bereits eingetreten 
ist oder mit hinreichender Wahrscheinlichkeit in Zukunft 
eintreten wird, und diese Information darüber hinaus spezi­
fisch genug ist, dass sie einen Schluss auf die mögliche 
Auswirkung dieser Reihe von Umständen oder dieses Ereig­
nisses auf die Preise von Energiegroßhandelsprodukten zu­
lässt; 

2. „Marktmanipulation“ ist 

a) der Abschluss einer Transaktion oder das Erteilen eines 
Handelsauftrags für Energiegroßhandelsprodukte, der 
bzw. die 

i) falsche oder irreführende Signale für das Angebot 
von Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage da­
nach oder ihren Preis gibt oder geben könnte, 

ii) den Preis eines oder mehrerer Energiegroßhandels­
produkte durch eine Person oder mehrere in Abspra­
che handelnde Personen in der Weise beeinflusst 
oder zu beeinflussen versucht, dass ein künstliches 
Preisniveau erzielt wird, es sei denn, die Person, wel­
che die Transaktion abgeschlossen oder den Han­
delsauftrag erteilt hat, weist nach, dass sie legitime 
Gründe dafür hatte und dass diese Transaktion oder 
dieser Handelsauftrag nicht gegen die zulässige 
Marktpraxis auf dem betreffenden Energiegroßhan­
delsmarkt verstößt, oder 

iii) unter Vorspiegelung oder versuchter Vorspiegelung 
falscher Tatsachen oder unter Verwendung oder ver­
suchter Verwendung sonstiger Kunstgriffe oder For­
men der Täuschung erfolgt, die falsche oder irrefüh­
rende Signale für das Angebot von Energiegroßhan­
delsprodukten, die Nachfrage danach oder ihren 
Preis geben oder geben könnten; 

oder 

b) die Verbreitung von Informationen über die Medien ein­
schließlich dem Internet oder auf anderem Wege, die 
falsche oder irreführende Signale für das Angebot von 
Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage danach 

oder ihren Preis geben oder geben könnten, u. a. durch 
Verbreitung von Gerüchten sowie falscher oder irrefüh­
render Nachrichten, wenn die diese Informationen ver­
breitende Person wusste oder hätte wissen müssen, dass 
sie falsch oder irreführend waren. 

Werden solche Informationen zu journalistischen oder 
künstlerischen Zwecken verbreitet, ist eine solche Ver­
breitung von Informationen unter Berücksichtigung der 
in Bezug auf die Pressefreiheit und die freie Meinungs­
äußerung in anderen Medien geltenden Regeln zu beur­
teilen, es sei denn, dass 

i) die betreffenden Personen aus der Verbreitung der 
betreffenden Informationen direkt oder indirekt einen 
Nutzen ziehen oder Gewinne schöpfen oder 

ii) die Bereitstellung oder Verbreitung mit der Absicht 
erfolgt, den Markt in Bezug auf das Angebot von 
Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage danach 
oder ihren Preis irrezuführen; 

3. „Versuch der Marktmanipulation“ ist 

a) der Abschluss einer Transaktion, das Erteilen eines Han­
delsauftrags oder das Vornehmen sonstiger Handlungen 
im Zusammenhang mit einem Energiegroßhandelspro­
dukt mit der Absicht, 

i) falsche oder irreführende Signale für das Angebot 
von Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage da­
nach oder ihren Preis zu geben, 

ii) den Preis eines oder mehrerer Energiegroßhandels­
produkte auf einem künstlichen Preisniveau zu hal­
ten, es sei denn, die Person, welche die Transaktion 
abgeschlossen oder den Handelsauftrag erteilt hat, 
weist nach, dass sie legitime Gründe dafür hatte 
und dass diese Transaktion oder dieser Handelsauf­
trag nicht gegen die zulässige Marktpraxis auf dem 
betreffenden Energiegroßhandelsmarkt verstößt, oder 

iii) falsche Tatsachen vorzuspiegeln oder sonstige Kunst­
griffe oder Formen der Täuschung zu verwenden, die 
falsche oder irreführende Signale für das Angebot 
von Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage da­
nach oder ihren Preis geben oder geben könnten; 

oder 

b) Informationen über die Medien einschließlich Internet 
oder auf anderem Wege zu verbreiten mit der Absicht, 
falsche oder irreführende Signale für das Angebot von 
Energiegroßhandelsprodukten, die Nachfrage danach 
oder ihren Preis zu geben; 

4. „Energiegroßhandelsprodukte“ sind die folgenden Verträge 
und Derivate unabhängig davon, wo und wie sie gehandelt 
werden: 

a) Verträge für die Versorgung mit Strom oder Erdgas, 
deren Lieferung in der Union erfolgt;
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b) Derivate, die Strom oder Erdgas betreffen, das/der in der 
Union erzeugt, gehandelt oder geliefert wurde; 

c) Verträge, die den Transport von Strom oder Erdgas in 
der Union betreffen; 

d) Derivate, die den Transport von Strom oder Erdgas in 
der Union betreffen. 

Verträge über die Lieferung und die Verteilung von Strom 
oder Erdgas zur Nutzung durch Endverbraucher sind keine 
Energiegroßhandelsprodukte. Verträge über die Lieferung 
und die Verteilung von Strom oder Erdgas an Endverbrau­
cher mit einer höheren Verbrauchskapazität als dem in 
Nummer 5 Absatz 2 aufgeführten Schwellenwert gelten 
jedoch als Energiegroßhandelsprodukte; 

5. „Verbrauchskapazität“ ist der Verbrauch eines Endverbrau­
chers in Bezug auf Strom oder Erdgas bei voller Ausschöp­
fung der Produktionskapazität dieses Verbrauchers. Dies 
umfasst den gesamten Verbrauch dieses Verbrauchers als 
Wirtschaftseinheit, soweit der Verbrauch auf Märkten mit 
miteinander verknüpften Großhandelspreisen erfolgt. 

Für die Zwecke dieser Begriffsbestimmung wird der Ver­
brauch in einzelnen Anlagen mit einer Verbrauchskapazität 
von weniger als 600 GWh pro Jahr, die sich unter der 
Kontrolle einer Wirtschaftseinheit befinden, insoweit nicht 
berücksichtigt, als diese Anlagen keinen kumulierten Ein­
fluss auf die Preise auf den Energiegroßhandelsmärkten aus­
üben, da sie sich räumlich gesehen in verschiedenen rele­
vanten Märkten befinden; 

6. „Energiegroßhandelsmarkt“ ist jeder Markt in der Union, auf 
dem Energiegroßhandelsprodukte gehandelt werden; 

7. „Marktteilnehmer“ ist jede Person, einschließlich eines Über­
tragungs- bzw. Fernleitungsnetzbetreibers, die/der an einem 
oder mehreren Energiegroßhandelsmärkten Transaktionen 
abschließt oder einen Handelsauftrag erteilt; 

8. „Person“ ist eine natürliche oder eine juristische Person; 

9. „zuständige Finanzbehörde“ ist eine zuständige Behörde, die 
gemäß dem Verfahren in Artikel 11 der Richtlinie 
2003/6/EG benannt wird; 

10. „nationale Regulierungsbehörde“ ist eine nationale Regulie­
rungsbehörde, die gemäß Artikel 35 Absatz 1 der Richtlinie 
2009/72/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den 
Elektrizitätsbinnenmarkt ( 1 ) oder gemäß Artikel 39 Ab­
satz 1 der Richtlinie 2009/73/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 13. Juli 2009 über gemeinsame 
Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt ( 2 ) benannt wird; 

11. „Übertragungsnetzbetreiber/Fernleitungsnetzbetreiber“ ist im 
Sinne von Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/72/EG 
und Artikel 2 Nummer 4 der Richtlinie 2009/73/EG zu 
verstehen; 

12. „Mutterunternehmen“ ist ein Mutterunternehmen im Sinne 
der Artikel 1 und 2 der Siebten Richtlinie 83/349/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 54 Absatz 3 
Buchstabe g des Vertrags über den konsolidierten Ab­
schluss ( 3 ); 

13. „verbundenes Unternehmen“ ist ein Tochterunternehmen 
oder ein anderes Unternehmen, an dem eine Beteiligung 
gehalten wird, oder ein Unternehmen, das mit einem ande­
ren durch eine Beziehung im Sinne des Artikels 12 Ab­
satz 1 der Richtlinie 83/349/EWG verbunden ist; 

14. „Verteilung von Erdgas“ ist im Sinne von Artikel 2 Num­
mer 5 der Richtlinie 2009/73/EG zu verstehen; 

15. „Verteilung von Strom“ ist im Sinne von Artikel 2 Num­
mer 5 der Richtlinie 2009/72/EG zu verstehen. 

Artikel 3 

Verbot von Insider-Handel 

(1) Personen, die über Insider-Informationen in Bezug auf ein 
Energiegroßhandelsprodukt verfügen, ist es untersagt, 

a) diese Informationen im Wege des Erwerbs oder der Veräuße­
rung von Energiegroßhandelsprodukten, auf die sich die In­
formation bezieht, für eigene oder fremde Rechnung direkt 
oder indirekt zu nutzen, oder dies zu versuchen; 

b) diese Informationen an Dritte weiterzugeben, soweit dies 
nicht im normalen Rahmen der Ausübung ihrer Arbeit 
oder ihres Berufes oder der Erfüllung ihrer Aufgaben ge­
schieht; 

c) auf der Grundlage von Insider-Informationen anderen Per­
sonen zu empfehlen oder andere Personen dazu zu verleiten, 
Energiegroßhandelsprodukte, auf die sich die Information 
bezieht, zu erwerben oder zu veräußern. 

(2) Das Verbot nach Absatz 1 gilt für folgende Personen, die 
über Insider-Informationen in Bezug auf ein Energiegroßhan­
delsprodukt verfügen: 

a) Mitglieder der Verwaltungs-, Geschäftsführungs- und Auf­
sichtsorgane eines Unternehmens, 

b) Personen mit Beteiligung am Kapital eines Unternehmens, 

c) Personen, die im Rahmen der Ausübung ihrer Arbeit oder 
ihres Berufes oder der Erfüllung ihrer Aufgaben Zugang zu 
der Information haben, 

d) Personen, die sich diese Informationen auf kriminelle Weise 
beschafft haben, 

e) Personen, die wissen oder wissen müssten, dass es sich um 
Insider-Informationen handelt.
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(3) Absatz 1 Buchstaben a und c finden keine Anwendung, 
wenn Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber Strom oder Erd­
gas kaufen, um den sicheren Netzbetrieb gemäß ihren Verpflich­
tungen nach Artikel 12 Buchstaben d und e der Richtlinie 
2009/72/EG oder Artikel 13 Absatz 1 Buchstaben a und c 
der Richtlinie 2009/73/EG zu gewährleisten. 

(4) Dieser Artikel gilt nicht für 

a) Transaktionen, durch die einer fällig gewordenen Verpflich­
tung zum Erwerb oder zur Veräußerung von Energiegroß­
handelsprodukten nachgekommen werden soll, wenn diese 
Verpflichtung auf einer Vereinbarung oder einem Handels­
auftrag beruht, die geschlossen bzw. der erteilt wurde, bevor 
die betreffende Person in den Besitz der Insider-Information 
gelangt ist; 

b) Transaktionen von Stromerzeugern und Erdgasproduzenten, 
Betreibern von Erdgasspeicheranlagen oder Betreibern von 
Flüssiggaseinfuhranlagen, die ausschließlich der Deckung di­
rekter physischer Verluste infolge unvorhergesehener Ausfälle 
dienen, wenn die Marktteilnehmer andernfalls nicht in der 
Lage wären, die geltenden Vertragsverpflichtungen zu erfül­
len, oder wenn dies im Einvernehmen mit dem/den betrof­
fenen Übertragungs-/Fernleitungsnetzbetreiber(n) erfolgt, um 
den sicheren Netzbetrieb zu gewährleisten. In einem solchen 
Fall werden die einschlägigen Informationen über die Trans­
aktionen der Agentur und der nationalen Regulierungs­
behörde übermittelt. Diese Meldepflicht gilt unbeschadet 
der in Artikel 4 Absatz 1 enthaltenen Verpflichtung; 

c) Marktteilnehmer, die unter nationalen Notfallvorschriften 
handeln, wenn nationale Behörden eingegriffen haben, um 
die Versorgung mit Strom oder Erdgas zu gewährleisten, und 
die Marktmechanismen in einem Mitgliedstaat oder Teilen 
davon ausgesetzt worden sind. In diesem Fall gewährleistet 
die für die Notfallplanung zuständige Behörde die Veröffent­
lichung im Einklang mit Artikel 4. 

(5) Sofern es sich bei den Personen, die über Insider-Infor­
mationen über ein Energiegroßhandelsprodukt verfügen, um ju­
ristische Personen handelt, gelten die Verbote nach Absatz 1 
auch für die natürlichen Personen, die an dem Beschluss betei­
ligt sind, die Transaktion für Rechnung der betreffenden juris­
tischen Person zu tätigen. 

(6) Werden Informationen zu journalistischen oder künstleri­
schen Zwecken verbreitet, wird eine solche Verbreitung von 
Informationen unter Berücksichtigung der in Bezug auf die Pres­
sefreiheit und die freie Meinungsäußerung in anderen Medien 
geltenden Regeln beurteilt, es sei denn, dass 

a) die betreffenden Personen aus der Verbreitung der betreffen­
den Informationen direkt oder indirekt einen Nutzen ziehen 
oder Gewinne schöpfen, oder 

b) die Bereitstellung oder Verbreitung mit der Absicht erfolgt, 
den Markt in Bezug auf das Angebot von Energiegroßhan­
delsprodukten, die Nachfrage danach oder ihren Preis irre­
zuführen. 

Artikel 4 

Verpflichtung zur Veröffentlichung von Insider- 
Informationen 

(1) Die Marktteilnehmer geben die ihnen vorliegenden In­
sider-Informationen in Bezug auf das Unternehmen oder auf 
Anlagen, die sich im Eigentum des betreffenden Marktteilneh­
mers oder seines Mutterunternehmens oder eines verbundenen 
Unternehmens befinden oder von diesem kontrolliert werden 
oder für deren betriebliche Angelegenheiten dieser Marktteilneh­
mer oder dieses Unternehmen ganz oder teilweise verantwort­
lich ist, effektiv und rechtzeitig bekannt. Zu den bekanntgege­
benen Informationen zählen Informationen über die Kapazität 
und die Nutzung von Anlagen zur Erzeugung und Speicherung, 
zum Verbrauch oder zur Übertragung/Fernleitung von Strom 
oder Erdgas bzw. Informationen, die die Kapazität und die Nut­
zung von Flüssiggasanlagen, einschließlich der geplanten oder 
ungeplanten Nichtverfügbarkeit dieser Anlagen, betreffen. 

(2) Ein Marktteilnehmer darf die Bekanntgabe von Insider- 
Informationen auf eigene Verantwortung ausnahmsweise auf­
schieben, wenn diese Bekanntgabe seinen berechtigten Interes­
sen schaden könnte, sofern diese Unterlassung nicht geeignet ist, 
die Öffentlichkeit irrezuführen, und der Marktteilnehmer in der 
Lage ist, die Vertraulichkeit der Information zu gewährleisten 
und er auf der Grundlage dieser Informationen keine den Han­
del mit Energiegroßhandelsprodukten betreffenden Entscheidun­
gen trifft. In einem solchen Fall übermittelt der Marktteilnehmer 
diese Information zusammen mit einer Begründung für den 
Aufschub der Bekanntgabe unverzüglich an die Agentur und 
die betreffende nationale Regulierungsbehörde unter Beachtung 
von Artikel 8 Absatz 5. 

(3) Gibt ein Marktteilnehmer oder eine Person, die bei einem 
Marktteilnehmer beschäftigt ist oder in seinem Namen handelt, 
Informationen über ein Energiegroßhandelsprodukt im norma­
len Rahmen der Ausübung seiner/ihrer Arbeit oder seines/ihres 
Berufes oder der Erfüllung seiner/ihrer Aufgaben, wie in 
Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b dargelegt, bekannt, stellt dieser 
Marktteilnehmer oder diese Person die zeitgleiche, vollständige 
und tatsächliche Bekanntgabe dieser Information sicher. Im Fall 
einer nicht absichtlichen Weitergabe sorgt der Marktteilnehmer 
dafür, dass die Informationen so rasch wie möglich nach der 
nicht absichtlichen Weitergabe vollständig und tatsächlich be­
kannt gegeben werden. Dieser Absatz findet keine Anwendung, 
wenn die Person, an die die Informationen weitergegeben wer­
den, zur Vertraulichkeit verpflichtet ist, unabhängig davon, ob 
sich diese Verpflichtung aus Rechts- oder Verwaltungsvorschrif­
ten, einer Satzung oder einem Vertrag ergibt. 

(4) Die Veröffentlichung von Insider-Informationen, auch in 
aggregierter Form, gemäß der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 
oder der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 oder nach diesen Ver­
ordnungen zu verabschiedenden Leitlinien und Netzkodizes gilt 
als eine zeitgleiche, vollständige und tatsächliche Bekanntgabe. 

(5) Wurde einem Übertragungsnetzbetreiber/Fernleitungs­
netzbetreiber entsprechend der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 
oder der Verordnung (EG) Nr. 715/2009 eine Befreiung von der 
Pflicht zur Veröffentlichung bestimmter Daten gewährt, ist die­
ser Betreiber damit auch von der Verpflichtung gemäß Absatz 1 
dieses Artikels in Bezug auf diese Daten befreit.
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(6) Die Absätze 1 und 2 gelten unbeschadet der Verpflich­
tungen der Marktteilnehmer gemäß den Richtlinien 2009/72/EG 
und 2009/73/EG und den Verordnungen (EG) Nr. 714/2009 
und (EG) Nr. 715/2009 einschließlich der gemäß diesen Richt­
linien und Verordnungen verabschiedeten Leitlinien und Netz­
kodizes, insbesondere betreffend den Zeitpunkt und die Art und 
Weise der Veröffentlichung von Informationen. 

(7) Die Absätze 1 und 2 lassen das Recht der Marktteilneh­
mer unberührt, die Bekanntgabe sensibler Informationen über 
den Schutz kritischer Infrastrukturen gemäß Artikel 2 Buchsta­
be d der Richtlinie 2008/114/EG des Rates vom 8. Dezember 
2008 über die Ermittlung und Ausweisung europäischer kriti­
scher Infrastrukturen und die Bewertung der Notwendigkeit, 
ihren Schutz zu verbessern ( 1 ), aufzuschieben, wenn sie in ihren 
Ländern als Verschlusssache eingestuft werden. 

Artikel 5 

Verbot der Marktmanipulation 

Die Vornahme oder der Versuch der Vornahme von Marktmani­
pulation auf den Energiegroßhandelsmärkten ist untersagt. 

Artikel 6 

Technische Aktualisierung der Begriffsbestimmungen von 
Insider-Informationen und Marktmanipulation 

(1) Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß 
Artikel 20 delegierte Rechtsakte zu erlassen, um 

a) die Begriffsbestimmungen in Artikel 2 Nummern 1, 2, 3 und 
5 anzupassen, damit die Kohärenz mit sonstigen einschlägi­
gen Rechtsvorschriften der Union in den Bereichen Finanz­
dienstleistungen und Energie sichergestellt wird, und 

b) diese Begriffsbestimmungen allein zu dem Zweck zu aktua­
lisieren, dass künftigen Entwicklungen auf den Energiegroß­
handelsmärkten Rechnung getragen wird. 

(2) In den delegierten Rechtsakten nach Absatz 1 werden 
mindestens berücksichtigt: 

a) die spezifische Funktionsweise der Energiegroßhandels­
märkte, einschließlich der Besonderheiten der Elektrizitäts- 
und der Gasmärkte, und die Interaktion zwischen Waren­
märkten und Derivatemärkten, 

b) die Möglichkeit von Manipulationen über Grenzen hinweg, 
zwischen Strom- und Gasmärkten und auf Waren- und Deri­
vatemärkten, 

c) die potenziellen Auswirkungen der tatsächlichen oder ge­
planten Produktion, des tatsächlichen oder geplanten Ver­
brauchs und der tatsächlichen oder geplanten Nutzung von 
Übertragungs-/Fernleitungs- oder Speicherkapazitäten auf die 
Energiegroßhandelsmarktpreise und 

d) in Einklang mit den Verordnungen (EG) Nr. 714/2009 und 
(EG) Nr. 715/2009 angenommene Netzkodizes und Rah­
menleitlinien. 

Artikel 7 

Marktüberwachung 

(1) Die Agentur überwacht den Handel mit Energiegroßhan­
delsprodukten, um auf Insider-Informationen und Marktmani­
pulation basierenden Handel aufzudecken und zu verhindern. 
Sie erhebt die Daten zur Bewertung und Überwachung der 
Energiegroßhandelsmärkte wie in Artikel 8 vorgesehen. 

(2) Die nationalen Regulierungsbehörden arbeiten bei der 
Überwachung der Energiegroßhandelsmärkte nach Absatz 1 
auf regionaler Ebene und mit der Agentur zusammen. Zu die­
sem Zweck haben die nationalen Regulierungsbehörden Zugang 
zu einschlägigen Informationen, die die Agentur nach Absatz 1 
erhoben hat; dies gilt vorbehaltlich des Artikels 10 Absatz 2. 
Die nationalen Regulierungsbehörden können auch den Handel 
mit Energiegroßhandelsprodukten auf nationaler Ebene über­
wachen. 

Die Mitgliedstaaten können für ihre nationale Wettbewerbs­
behörde oder eine in dieser Behörde angesiedelte Marktüber­
wachungsstelle vorsehen, dass sie zusammen mit der nationalen 
Regulierungsbehörde den Markt überwacht. Bei der Marktüber­
wachung hat die nationale Wettbewerbsbehörde oder Markt­
überwachungsstelle dieselben Rechte und Pflichten wie die na­
tionale Regulierungsbehörde gemäß Unterabsatz 1, Absatz 3 
Unterabsatz 2 zweiter Satz, Artikel 4 Absatz 2 zweiter Satz, 
Artikel 8 Absatz 5 erster Satz und Artikel 16. 

(3) Die Agentur legt mindestens einmal jährlich der Kommis­
sion einen Bericht über ihre Tätigkeit im Rahmen dieser Ver­
ordnung vor und macht ihn öffentlich zugänglich. In diesen 
Berichten bewertet die Agentur die Funktionsweise und Trans­
parenz verschiedener Kategorien von Marktplätzen und ver­
schiedener Handelsarten und kann der Kommission Empfehlun­
gen in Bezug auf Marktregeln, Normen und Verfahren unter­
breiten, mit denen die Integrität des Marktes und das Funktio­
nieren des Binnenmarktes verbessert werden könnten. Sie kann 
auch prüfen, ob Mindestanforderungen für organisierte Märkte 
zur Erhöhung der Markttransparenz beitragen könnten. Die Be­
richte können mit dem in Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 713/2009 genannten Bericht kombiniert werden. 

Die Agentur kann der Kommission Empfehlungen unterbreiten 
zu den Aufzeichnungen der Transaktionen einschließlich der 
Handelsaufträge, die ihrer Ansicht nach für eine wirksame und 
effiziente Überwachung der Energiegroßhandelsmärkte notwen­
dig sind. Vor der Abgabe solcher Empfehlungen konsultiert die 
Agentur die interessierten Parteien, vor allem die nationalen 
Regulierungsbehörden, die zuständigen Finanzbehörden der Mit­
gliedstaaten, die nationalen Wettbewerbsbehörden und ESMA. 

Sämtliche Empfehlungen sollten dem Europäischen Parlament, 
dem Rat, der Kommission und der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden.
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Artikel 8 

Datenerhebung 

(1) Marktteilnehmer oder eine in Absatz 4 Buchstabe b bis f 
genannte und in ihrem Namen handelnde Person oder Behörde 
übermitteln der Agentur Aufzeichnungen der Transaktionen am 
Energiegroßhandelsmarkt einschließlich der Handelsaufträge. Die 
gemeldeten Informationen umfassen genaue Angaben über die 
erworbenen und veräußerten Energiegroßhandelsprodukte, die 
vereinbarten Preise und Mengen, die Tage und Uhrzeiten der 
Ausführung, die Parteien und Begünstigten der Transaktionen 
und sonstige einschlägige Informationen. Obgleich die Gesamt­
verantwortung bei den Marktteilnehmern liegt, gilt die Melde­
pflicht des betreffenden Marktteilnehmers als erfüllt, wenn die 
angeforderten Informationen von einer in Absatz 4 Buchsta­
ben b bis f genannten Person oder Behörde übermittelt wurden. 

(2) Im Wege von Durchführungsrechtsakten 

a) erstellt die Kommission eine Liste der Verträge und Derivate 
einschließlich der Handelsaufträge, die gemäß Absatz 1 zu 
melden sind und legt gegebenenfalls angemessene Bagatell­
grenzen für die Meldung von Transaktionen fest; 

b) erlässt sie einheitliche Vorschriften über die Meldung der 
gemäß Absatz 1 bereitzustellenden Informationen; 

c) legt sie den Zeitpunkt und die Form für die Meldung dieser 
Informationen fest. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 21 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. Sie berücksichtigen 
die bestehenden Meldesysteme. 

(3) In Absatz 4 Buchstaben a bis d genannte Personen, die 
Transaktionen gemäß der Richtlinie 2004/39/EG oder gemäß 
der anwendbaren Rechtsvorschriften der Union über Transaktio­
nen mit Derivaten, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register gemeldet haben, unterliegen keiner doppelten Melde­
pflicht in Bezug auf diese Transaktionen. 

Unbeschadet Unterabsatz 1 kann durch die in Absatz 2 genann­
ten Durchführungsrechtsakte ermöglicht werden, dass organi­
sierte Märkte, Systeme zur Zusammenführung von Kaufs- und 
Verkaufsaufträgen oder Meldesysteme der Agentur Aufzeichnun­
gen der Energiegroßhandelstransaktionen übermitteln. 

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 werden Informationen 
bereitgestellt durch 

a) den Marktteilnehmer, 

b) einen Dritten im Namen des Marktteilnehmers, 

c) ein Meldesystem, 

d) einen organisierten Markt, ein System zur Zusammenfüh­
rung von Kaufs- und Verkaufsaufträgen („trade matching 
system“) oder andere Personen, die beruflich Transaktionen 
arrangieren, 

e) ein gemäß den anwendbaren Rechtsvorschriften der Union 
über Transaktionen mit Derivaten, zentrale Gegenparteien 
und Transaktionsregister registriertes oder anerkanntes 
Transaktionsregister, oder 

f) eine zuständige Behörde, bei der diese Informationen gemäß 
Artikel 25 Absatz 3 der Richtlinie 2004/39/EG eingegangen 
sind, oder die ESMA, bei der diese Informationen gemäß den 
anwendbaren Rechtsvorschriften der Union über Transaktio­
nen mit Derivaten, zentrale Gegenparteien und Transaktions­
register eingegangen sind. 

(5) Die Marktteilnehmer übermitteln der Agentur und den 
nationalen Regulierungsbehörden Informationen über die Kapa­
zität und Nutzung von Anlagen zur Erzeugung und Speiche­
rung, zum Verbrauch oder zur Übertragung/Fernleitung von 
Strom oder Erdgas oder über die Kapazität und Nutzung von 
Flüssiggasanlagen, einschließlich der geplanten oder ungeplanten 
Nichtverfügbarkeit dieser Anlagen, zum Zweck der Über­
wachung der Energiegroßhandelsmärkte. Die Meldepflichten 
der Marktteilnehmer sind dadurch auf ein Mindestmaß zu be­
schränken, dass die erforderlichen Informationen nach Möglich­
keit ganz oder teilweise mithilfe bestehender Quellen erfasst 
werden. 

(6) Im Wege von Durchführungsrechtsakten 

a) erlässt die Kommission einheitliche Vorschriften über die 
Meldung der Informationen, die gemäß Absatz 5 bereit­
zustellen sind und gegebenenfalls über angemessene Bagatell­
grenzen für diese Meldung; 

b) legt sie den Zeitpunkt und die Form für die Meldung dieser 
Informationen fest. 

Diese Durchführungsrechtsakte werden nach dem in Artikel 21 
Absatz 2 genannten Prüfverfahren erlassen. In ihnen werden die 
geltenden Meldepflichten gemäß den Verordnungen (EG) 
Nr. 714/2009 und (EG) Nr. 715/2009 berücksichtigt. 

Artikel 9 

Registrierung der Marktteilnehmer 

(1) Marktteilnehmer, die Transaktionen abschließen, die ge­
mäß Artikel 8 Absatz 1 der Agentur zu melden sind, müssen 
sich bei der nationalen Regulierungsbehörde in dem Mitglied­
staat, in dem sie ihren Sitz haben oder ansässig sind, oder, falls 
sie nicht in der Union ihren Sitz haben oder ansässig sind, in 
dem Mitgliedstaat in dem sie tätig sind, registrieren lassen. 

Ein Marktteilnehmer darf sich nur bei einer nationalen Regulie­
rungsbehörde registrieren lassen. Mitgliedstaaten dürfen von ei­
nem Marktteilnehmer, der bereits in einem anderen Mitglied­
staat registriert ist, nicht verlangen, dass er sich erneut regis­
trieren lässt. 

Die Registrierung von Marktteilnehmern berührt nicht die Ver­
pflichtung, die anwendbaren Handels-, Regel- und Ausgleichs­
vorschriften einzuhalten.
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(2) Spätestens drei Monate nach dem Erlass der Durchfüh­
rungsrechtsakte gemäß Artikel 8 Absatz 2 durch die Kommis­
sion, richten die nationalen Regulierungsbehörden nationale 
Verzeichnisse der Marktteilnehmer ein, die sie auf dem jeweils 
neuesten Stand halten. Im Verzeichnis ist jedem Marktteilneh­
mer eine eigene Kennung zugewiesen und sind hinreichende 
Informationen enthalten, um den Marktteilnehmer identifizieren 
zu können, so u. a. zweckdienliche Angaben zu seiner Mehr­
wertsteuernummer, seines Sitzes, den für die betrieblichen und 
handelsbezogenen Entscheidungen verantwortlichen Personen 
und dem letzten Controller oder Begünstigten der Handelstätig­
keiten des Marktteilnehmers. 

(3) Die nationalen Regulierungsbehörden übermitteln der 
Agentur die Informationen aus ihren nationalen Verzeichnissen 
in einem von der Agentur festgelegten Format. Die Agentur legt 
in Zusammenarbeit mit diesen Behörden dieses Format fest und 
gibt es bis zum 29. Juni 2012 bekannt. Auf der Grundlage der 
von den nationalen Regulierungsbehörden bereitgestellten Infor­
mationen erstellt die Agentur ein europäisches Verzeichnis der 
Marktteilnehmer. Die nationalen Regulierungsbehörden und an­
dere zuständigen Behörden haben Zugang zum europäischen 
Verzeichnis. Vorbehaltlich des Artikels 17 kann die Agentur 
beschließen, das europäische Verzeichnis oder Auszüge daraus 
öffentlich zugänglich zu machen, vorausgesetzt, es werden keine 
wirtschaftlich sensiblen Daten über einzelne Marktteilnehmer 
offen gelegt. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Marktteilnehmer übermitteln 
der nationalen Regulierungsbehörde das Registrierungsformblatt 
bevor sie eine Transaktion abschließen, die gemäß Artikel 8 
Absatz 1 der Agentur gemeldet werden muss. 

(5) Die in Absatz 1 genannten Marktteilnehmer teilen der 
nationalen Regulierungsbehörde unverzüglich jede Änderung 
mit, die sich hinsichtlich der im Registrierungsformblatt ange­
gebenen Informationen ergeben hat. 

Artikel 10 

Informationsaustausch zwischen der Agentur und anderen 
Behörden 

(1) Die Agentur richtet Verfahren ein für den Austausch der 
bei ihr nach Artikel 7 Absatz 1 und Artikel 8 eingehenden 
Informationen mit den nationalen Regulierungsbehörden, den 
zuständigen Finanzbehörden der Mitgliedstaaten, den nationalen 
Wettbewerbsbehörden, der ESMA und anderen relevanten Be­
hörden. Bevor die Agentur solche Verfahren einrichtet, konsul­
tiert sie die genannten Behörden. 

(2) Die Agentur gewährt nur denjenigen Behörden Zugang 
zu den Verfahren nach Absatz 1, die Systeme eingerichtet ha­
ben, die es der Agentur ermöglichen, die Anforderungen gemäß 
Artikel 12 Absatz 1 zu erfüllen. 

(3) Gemäß den anwendbaren Rechtsvorschriften der Union 
über Transaktionen mit Derivaten, zentrale Gegenparteien und 
Transaktionsregister registrierte oder anerkannte Transaktions­
register stellen der Agentur alle von ihnen erhobenen einschlä­
gigen Informationen über Energiegroßhandelsprodukte und De­
rivate von Emissionszertifikaten zur Verfügung. 

Die ESMA übermittelt der Agentur Meldungen über Transaktio­
nen mit Energiegroßhandelsprodukten, die gemäß Artikel 25 
Absatz 3 der Richtlinie 2004/39/EG und den anwendbaren 
Rechtsvorschriften der Union über Transaktionen mit Derivaten, 
zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister eingegangen 
sind. Die zuständigen Behörden, die Meldungen über Trans­
aktionen mit Energiegroßhandelsprodukten erhalten, die gemäß 
Artikel 25 Absatz 3 der Richtlinie 2004/39/EG eingegangen 
sind, übermitteln diese Meldungen der Agentur. 

Die Agentur und die für die Überwachung des Handels mit 
Emissionszertifikaten und damit zusammenhängenden Deri­
vaten zuständigen Behörden kooperieren miteinander und füh­
ren ein angemessenes Verfahren ein, durch das die Agentur 
Zugang zu Aufzeichnungen über Transaktionen mit solchen 
Zertifikaten und Derivaten erhält, wenn diese Behörden Infor­
mationen über solche Transaktionen erfassen. 

Artikel 11 

Datenschutz 

Diese Verordnung berührt weder die aus der Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Daten­
verkehr ( 1 ) erwachsenden Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten noch 
die aus der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2000 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft 
und zum freien Datenverkehr ( 2 ) erwachsenden Verpflichtungen 
der Agentur hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener 
Daten bei der Erfüllung ihrer Aufgaben. 

Artikel 12 

Operationelle Zuverlässigkeit 

(1) Die Agentur gewährleistet Vertraulichkeit, Integrität und 
Schutz der gemäß Artikel 4 Absatz 2 sowie gemäß den Arti­
keln 8 und 10 eingegangenen Informationen. Die Agentur er­
greift alle erforderlichen Maßnahmen, um den Missbrauch der in 
ihren Systemen verwalteten Informationen und den nicht auto­
risierten Zugang zu ihnen zu verhindern. 

Die nationalen Regulierungsbehörden, die zuständigen Finanz­
behörden der Mitgliedstaaten, die nationalen Wettbewerbsbehör­
den, die ESMA und andere relevante Behörden gewährleisten 
Vertraulichkeit, Integrität und Schutz der gemäß Artikel 4 Ab­
satz 2, Artikel 7 Absatz 2, Artikel 8 Absatz 5 oder Artikel 10 
bei ihnen eingegangenen Informationen und treffen Maßnah­
men, um jeden Missbrauch solcher Informationen zu verhin­
dern. 

Die Agentur ermittelt Quellen betriebstechnischer Risiken und 
minimiert diese Risiken durch Entwicklung geeigneter Systeme, 
Kontrollen und Verfahren.
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(2) Vorbehaltlich des Artikels 17 kann die Agentur beschlie­
ßen, Teile der Informationen, über die sie verfügt, öffentlich 
zugänglich zu machen, vorausgesetzt, dass keine wirtschaftlich 
sensiblen Daten über einzelne Marktteilnehmer oder einzelne 
Transaktionen oder einzelne Handelsplätze offen gelegt werden 
und dahingehend auch keine Rückschlüsse gezogen werden 
können. 

Die Agentur macht unter Berücksichtigung etwaiger Vertraulich­
keitserfordernisse ihre Bestände wirtschaftlich nicht sensibler 
Handelsdaten für wissenschaftliche Zwecke zugänglich. 

Die Informationen werden veröffentlicht oder zugänglich ge­
macht, um die Transparenz auf den Energiegroßhandelsmärkten 
zu erhöhen, sofern dies höchstwahrscheinlich keine Störung des 
Wettbewerbs auf diesen Energiemärkten mit sich bringt. 

Die Agentur verbreitet Informationen in fairer Weise gemäß 
transparenter Vorschriften, die sie verfasst und öffentlich zu­
gänglich macht. 

Artikel 13 

Umsetzung der Marktmissbrauchsverbote 

(1) Die nationalen Regulierungsbehörden stellen sicher, dass 
die in den Artikeln 3 und 5 festgelegten Verbote und die in 
Artikel 4 festgelegte Verpflichtung angewendet werden. 

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass seine nationalen Regulie­
rungsbehörden bis zum 29. Juni 2013 mit den für die Aus­
übung dieser Funktion notwendigen Untersuchungs- und 
Durchsetzungsbefugnissen ausgestattet sind. Diese Befugnisse 
werden in verhältnismäßiger Weise ausgeübt. 

Diese Befugnisse können 

a) direkt, 

b) in Zusammenarbeit mit anderen Behörden oder 

c) durch Antrag bei den zuständigen Justizbehörden 

ausgeübt werden. 

Die nationalen Regulierungsbehörden können gegebenenfalls 
ihre Untersuchungsbefugnisse in Zusammenarbeit mit organi­
sierten Märkten, Systemen zur Zusammenführung von Kaufs- 
und Verkaufsaufträgen („trade matching system“) oder den an­
deren in Artikel 8 Absatz 4 Buchstabe d genannten Personen, 
die beruflich Transaktionen arrangieren, ausüben. 

(2) Die Untersuchungs- und Durchsetzungsbefugnisse nach 
Absatz 1 beschränken sich auf den Zweck der Untersuchung. 
Sie werden im Einklang mit dem innerstaatlichen Recht aus­
geübt und umfassen das Recht 

a) relevante Unterlagen aller Art einzusehen und Kopien von 
ihnen zu erhalten, 

b) von jeder relevanten Person Auskünfte anzufordern, auch 
von Personen, die an der Übermittlung von Aufträgen oder 

an der Ausführung der betreffenden Handlungen nacheinan­
der beteiligt sind, sowie von deren Auftraggebern, und, falls 
notwendig, das Recht, solche Personen oder Auftraggeber 
vorzuladen und zu vernehmen, 

c) Ermittlungen vor Ort durchzuführen, 

d) bereits existierende Aufzeichnungen von Telefongesprächen 
und Datenübermittlungen anzufordern, 

e) die Einstellung von Praktiken zu verlangen, die gegen die 
Bestimmungen dieser Verordnung oder der auf ihrer Grund­
lage erlassenen delegierten Rechtsakte oder Durchführungs­
rechtsakte verstoßen, 

f) bei einem Gericht das Einfrieren oder die Beschlagnahme 
von Vermögenswerten zu beantragen, 

g) bei einem Gericht oder einer zuständigen Behörde ein vorü­
bergehendes Verbot der Ausübung der Berufstätigkeit zu be­
antragen. 

Artikel 14 

Recht auf Erhebung eines Einspruchs 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass auf nationaler Ebene ge­
eignete Verfahren bestehen, die einer betroffenen Partei das 
Recht geben, gegen eine Entscheidung einer Regulierungs­
behörde bei einer von den beteiligen Parteien und von Regie­
rungsstellen unabhängigen Stelle Einspruch zu erheben. 

Artikel 15 

Verpflichtungen für Personen, die beruflich Transaktionen 
arrangieren 

Personen, die beruflich Transaktionen mit Energiegroßhandels­
produkten arrangieren, informieren unverzüglich die nationale 
Regulierungsbehörde, wenn sie den begründeten Verdacht ha­
ben, dass eine Transaktion gegen die Bestimmungen der 
Artikel 3 oder 5 verstoßen könnte. 

Personen, die beruflich Transaktionen mit Energiegroßhandels­
produkten arrangieren, müssen wirksame Vorkehrungen und 
Verfahren einführen und beibehalten, mit denen Verstöße gegen 
die Artikel 3 oder 5 festgestellt werden können. 

Artikel 16 

Zusammenarbeit auf Unionsebene und auf nationaler 
Ebene 

(1) Die Agentur wirkt darauf hin, sicherzustellen, dass die 
nationalen Regulierungsbehörden ihre Aufgaben gemäß dieser 
Verordnung in koordinierter und einheitlicher Weise erfüllen. 

Die Agentur veröffentlicht gegebenenfalls unverbindliche Leit­
linien zur Anwendung der Begriffsbestimmungen in Artikel 2. 

Die nationalen Regulierungsbehörden arbeiten bei der Erfüllung 
ihrer Pflichten gemäß dieser Verordnung mit der Agentur und 
miteinander auch auf regionaler Ebene zusammen.

DE L 326/12 Amtsblatt der Europäischen Union 8.12.2011



Die nationalen Regulierungsbehörden, die zuständigen Finanz­
behörden und die nationale Wettbewerbsbehörde in einem Mit­
gliedstaat können angemessene Formen der Zusammenarbeit 
einrichten, damit wirksame und effiziente Untersuchungen 
und Durchsetzungsmaßnahmen gewährleistet werden und ein 
Beitrag zu einem kohärenten und einheitlichen Ansatz bei Un­
tersuchungen und Gerichtsverfahren und zur Durchsetzung die­
ser Verordnung und einschlägiger Finanz- und Wettbewerbsvor­
schriften geleistet wird. 

(2) Haben die nationalen Regulierungsbehörden begründeten 
Anlass zu der Vermutung, dass in ihrem Mitgliedstaat oder in 
einem anderen Mitgliedstaat gegen die Verordnung verstoßen 
wird oder wurde, so unterrichten sie unverzüglich die Agentur 
so genau wie möglich davon. 

Hat eine nationale Regulierungsbehörde den Verdacht, dass in 
einem anderen Mitgliedstaat Handlungen vorgenommen wer­
den, die die Energiegroßhandelsmärkte oder den Preis von Ener­
giegroßhandelsprodukten in ihrem Mitgliedstaat beeinflussen, so 
kann sie die Agentur ersuchen, Maßnahmen nach Absatz 4 
dieses Artikels und, falls die Handlungen Finanzinstrumente be­
treffen, die Artikel 9 der Richtlinie 2003/6/EG unterliegen, nach 
Absatz 3 dieses Artikels zu ergreifen. 

(3) Um einen koordinierten und einheitlichen Ansatz gegen­
über Marktmissbrauch auf den Energiegroßhandelsmärkten si­
cherzustellen, 

a) unterrichten die nationalen Regulierungsbehörden die zu­
ständige Finanzbehörde ihres Mitgliedstaats und die Agentur, 
wenn sie begründeten Anlass zu der Vermutung haben, dass 
auf Energiegroßhandelsmärkten Handlungen vorgenommen 
werden oder wurden, die einen Marktmissbrauch im Sinne 
der Richtlinie 2003/6/EG darstellen und sich auf Finanz­
instrumente auswirken, die Artikel 9 jener Richtlinie unter­
liegen, wobei die nationalen Regulierungsbehörden zu die­
sem Zweck angemessene Formen der Zusammenarbeit mit 
der zuständigen Finanzbehörde in ihrem Mitgliedstaat ein­
richten können, 

b) unterrichtet die Agentur die ESMA und die zuständige Fi­
nanzbehörde, wenn sie begründeten Anlass zu der Ver­
mutung hat, dass auf Energiegroßhandelsmärkten Handlun­
gen vorgenommen werden oder wurden, die einen Markt­
missbrauch im Sinne der Richtlinie 2003/6/EG darstellen 
und sich auf Finanzinstrumente auswirken, die Artikel 9 je­
ner Richtlinie unterliegen, 

c) unterrichtet die zuständige Finanzbehörde eines Mitglied­
staats die ESMA und die Agentur, wenn sie begründeten 
Anlass zu der Vermutung hat, dass auf Energiegroßhandels­
märkten in einem anderen Mitgliedstaat Handlungen unter 
Verstoß gegen die Artikel 3 und 5 vorgenommen werden 
oder wurden, 

d) unterrichten die nationalen Regulierungsbehörden die natio­
nale Wettbewerbsbehörde ihres Mitgliedstaats, die Kommis­
sion und die Agentur, wenn sie begründeten Anlass zu der 

Vermutung haben, dass auf Energiegroßhandelsmärkten 
Handlungen vorgenommen werden oder wurden, die höchst­
wahrscheinlich einen Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht 
darstellen. 

(4) Hat die Agentur u. a. auf der Grundlage von Anfangs­
bewertungen oder -analysen den Verdacht, dass ein Verstoß 
gegen diese Verordnung vorliegt, ist sie zur Erfüllung ihrer Auf­
gaben gemäß Absatz 1 befugt, 

a) eine oder mehrere nationale Regulierungsbehörden aufzufor­
dern, alle den mutmaßlichen Verstoß betreffenden Auskünfte 
zu erteilen, 

b) eine oder mehrere nationale Regulierungsbehörden aufzufor­
dern, eine Untersuchung des mutmaßlichen Verstoßes ein­
zuleiten und geeignete Maßnahmen zur Abhilfe jedes ermit­
telten Verstoßes zu treffen. Die betroffenen nationalen Re­
gulierungsbehörden sind für die Beschlüsse hinsichtlich an­
gemessener Maßnahmen zur Abhilfe jedes aufgedeckten Ver­
stoßes zuständig, 

c) wenn ihrer Ansicht nach der mögliche Verstoß grenzüber­
schreitende Auswirkungen hat oder hatte, eine Unter­
suchungsgruppe aus Vertretern der betreffenden nationalen 
Regulierungsbehörden einzusetzen und zu koordinieren, die 
prüft, ob gegen diese Verordnung verstoßen wurde und in 
welchem Mitgliedstaat dieser Verstoß begangen wurde. Ge­
gebenenfalls kann die Agentur auch die Beteiligung von Ver­
tretern der zuständigen Finanzbehörde oder einer anderen 
relevanten Behörde eines oder mehrerer Mitgliedstaaten an 
der Untersuchungsgruppe fordern. 

(5) Eine nationale Regulierungsbehörde, bei der ein Aus­
kunftsersuchen gemäß Absatz 4 Buchstabe a oder eine Auffor­
derung zur Einleitung der Untersuchung eines mutmaßlichen 
Verstoßes gemäß Absatz 4 Buchstabe b eingeht, ergreift unver­
züglich die notwendigen Maßnahmen, um dieser Aufforderung 
nachzukommen. Ist die betreffende nationale Regulierungs­
behörde nicht in der Lage, die geforderte Auskunft sofort zu 
erteilen, so teilt sie der Agentur unverzüglich die Gründe hierfür 
mit. 

Abweichend von Unterabsatz 1 kann eine nationale Regulie­
rungsbehörde es ablehnen, einer Aufforderung nachzukommen, 

a) wenn dadurch die Souveränität oder die Sicherheit des er­
suchten Mitgliedstaats beeinträchtigt werden könnte, 

b) wenn aufgrund derselben Handlungen und gegen dieselben 
Personen bereits ein Verfahren vor einem Gericht des ersuch­
ten Mitgliedstaats anhängig ist, oder 

c) wenn gegen diese Personen aufgrund derselben Tat bereits 
ein rechtskräftiges Urteil in dem ersuchten Mitgliedstaat er­
gangen ist. 

In diesem Fall teilt die nationale Regulierungsbehörde dies der 
Agentur entsprechend mit und übermittelt ihr möglichst genaue 
Informationen über diese Verfahren bzw. das betreffende Urteil.
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Die nationalen Regulierungsbehörden nehmen an einer gemäß 
Absatz 4 Buchstabe c zusammengestellten Untersuchungs­
gruppe teil und leisten jegliche notwendige Unterstützung. Die 
Untersuchungsgruppe wird von der Agentur koordiniert. 

(6) Der letzte Satz von Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 713/2009 gilt nicht, wenn die Agentur ihre Aufgaben 
gemäß dieser Verordnung erfüllt. 

Artikel 17 

Berufsgeheimnis 

(1) Vertrauliche Informationen, die gemäß dieser Verordnung 
empfangen, ausgetauscht oder übermittelt werden, unterliegen 
den Vorschriften der Absätze 2, 3 und 4 über das Berufs­
geheimnis. 

(2) Zur Wahrung des Berufsgeheimnisses verpflichtet sind: 

a) Personen, die für die Agentur arbeiten oder gearbeitet haben, 

b) von der Agentur beauftragte Wirtschaftsprüfer und Sachver­
ständige, 

c) Personen, die für die nationalen Regulierungsbehörden oder 
für sonstige zuständige Behörden arbeiten oder gearbeitet 
haben, 

d) von nationalen Regulierungsbehörden oder sonstigen zustän­
digen Behörden beauftragte Wirtschaftsprüfer und Sachver­
ständige, die gemäß dieser Verordnung vertrauliche Informa­
tionen erhalten. 

(3) Vertrauliche Informationen, die die in Absatz 2 genann­
ten Personen im Rahmen der Erfüllung ihrer Pflichten erhalten, 
dürfen an keine andere Person oder Behörde weitergegeben 
werden, es sei denn in zusammengefasster oder allgemeiner 
Form, so dass die einzelnen Marktteilnehmer oder Marktplätze 
nicht zu erkennen sind; davon unberührt bleiben Fälle, die unter 
das Strafrecht, andere Bestimmungen dieser Verordnung oder 
andere einschlägige Unionsvorschriften fallen. 

(4) Unbeschadet der Fälle, die unter das Strafrecht fallen, 
dürfen die Agentur, die nationalen Regulierungsbehörden, die 
zuständigen Finanzbehörden der Mitgliedstaaten, die ESMA, 
Stellen oder Personen vertrauliche Informationen, die sie gemäß 
dieser Verordnung erhalten, nur zur Erfüllung ihrer Pflichten 
und zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verwenden. Andere Be­
hörden, Stellen oder Personen können diese Informationen zu 
dem Zweck, zu dem sie ihnen übermittelt wurden, oder im 
Rahmen von speziell mit der Wahrnehmung dieser Aufgaben 
zusammenhängenden Verwaltungs- und Gerichtsverfahren ver­
wenden. Die Behörde, die die Information erhält, darf diese für 
andere Zwecke verwenden, vorausgesetzt die Agentur, die na­
tionalen Regulierungsbehörden, die zuständigen Finanzbehörden 
der Mitgliedstaaten, die ESMA, Stellen oder Personen, die die 
Information übermitteln, geben ihre Zustimmung. 

(5) Dieser Artikel hindert eine Behörde in einem Mitgliedstaat 
nicht daran, in Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften 
vertrauliche Informationen auszutauschen oder zu übermitteln, 

vorausgesetzt, dass sie diese nicht von einer Behörde eines an­
deren Mitgliedstaats oder der Agentur im Rahmen dieser Ver­
ordnung erhalten hat. 

Artikel 18 

Sanktionen 

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche Sanktionen bei einem 
Verstoß gegen diese Verordnung zu verhängen sind, und treffen 
die zu deren Durchsetzung erforderlichen Maßnahmen. Die vor­
gesehenen Sanktionen müssen wirksam, abschreckend und ver­
hältnismäßig sein und der Begehensweise, Dauer und Schwere 
der Verstöße, dem Schaden für die Verbraucher und den poten­
ziellen Gewinnen infolge des Handels aufgrund von Insider-In­
formationen und Marktmanipulation Rechnung tragen. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission diese Vorschriften bis 
spätestens 29. Juni 2013 mit und melden ihr spätere Änderun­
gen unverzüglich. 

Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass die nationale Regulierungs­
behörde Maßnahmen oder Sanktionen, die wegen Verstößen 
gegen diese Verordnung ergriffen bzw. verhängt werden, öffent­
lich bekannt geben kann, es sei denn, diese Bekanntgabe würde 
einen unverhältnismäßigen Schaden bei den Beteiligten zur 
Folge haben. 

Artikel 19 

Internationale Beziehungen 

Soweit es zur Verwirklichung der in dieser Verordnung fest­
gelegten Ziele erforderlich ist, kann die Agentur unbeschadet 
der jeweiligen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten und der Or­
gane der Union einschließlich des Europäischen Auswärtigen 
Dienstes mit Aufsichtsbehörden, internationalen Organisationen 
und Behörden von Drittstaaten in Kontakt treten und mit ihnen 
Verwaltungsvereinbarungen schließen, insbesondere mit denje­
nigen, die Einfluss auf den Energiegroßhandelsmarkt der Union 
ausüben, um die Harmonisierung des Regelungsrahmens voran­
zubringen. Diese Verein-barungen bringen für die Union und 
ihre Mitgliedstaaten keine rechtlichen Verpflichtungen mit sich 
und hindern die Mitgliedstaaten und ihre zuständigen Behörden 
nicht daran, bilaterale oder multilaterale Vereinbarungen mit 
diesen Aufsichtsbehörden, internationalen Organisationen und 
Behörden von Drittstaaten zu schließen. 

Artikel 20 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der 
Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingun­
gen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß 
Artikel 6 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 28. Dezember 2011 übertragen. Die Kommis­
sion erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums 
von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um Zeit­
räume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament 
oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung spätes­
tens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.
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(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 6 kann vom Eu­
ropäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen wer­
den. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung 
der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union 
oder zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen 
späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird davon nicht berührt. 

(4) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt er­
lässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen Par­
lament und dem Rat. 

(5) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 6 erlassen 
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische Parlament 
noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach 
Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische Parlament 
und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf 
dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben 
werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des 
Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert. 

Artikel 21 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 
Es handelt sich dabei um einen Ausschuss im Sinne der Ver­
ordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 5 
der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

Artikel 22 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 8 Absatz 1, Absatz 3 Unterabsatz 1, Absatz 4 und 
Absatz 5 gelten mit Wirkung von sechs Monaten ab dem Da­
tum, an dem die Kommission die in Artikel 8 Absätze 2 und 6 
genannten einschlägigen Durchführungsrechtsakte erlässt. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Geschehen zu Straßburg am 25. Oktober 2011. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 
Der Präsident 

J. BUZEK 

In Namen des Rates 
Der Präsident 

M. DOWGIELEWICZ
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ERKLÄRUNG DER KOMMISSION 

Nach Ansicht der Kommission können die Schwellenwerte für die Meldung von Transaktionen im Sinne 
von Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a und Informationen im Sinne von Artikel 8 Absatz 6 Buchstabe a nicht 
im Wege von Durchführungsrechtsakten festgelegt werden. 

Die Kommission wird gegebenenfalls einen Legislativvorschlag zur Festlegung solcher Schwellenwerte vor­
legen. 

ERKLÄRUNG DES RATES 

Der EU-Gesetzgeber hat der Kommission gemäß Artikel 291 AEUV Durchführungsbefugnisse in Bezug auf 
die in Artikel 8 vorgesehenen Maßnahmen übertragen. Dies ist für die Kommission trotz der Erklärung, die 
sie zu Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe a und Absatz 6 Buchstabe a abgegeben hat, rechtsverbindlich.
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